
Gesellschaftliche Entwicklungen

Die Reform des Abtreibungsstrafrechts In der
Schweiz
Eine Gesetzesinitiative des Bundesrates

Am DA Junı 9/4 hat die Mehrheit des Schweizerischen Vorschlag das Doppelparlament, National- und Stan-
Bundesrates nach mehreren Sıtzungen und langen Diskus- derat, die tür die Gesetzgebung zuständig sınd, allerdings
s1ionen entschieden: aut der Grundlage der Indikationen- auch mıiıt einem möglichen takultativen Gesetzesreferen-
lösung mıt sozialer Indikation wırd 1mM Herbst dem dum des Volkes (Volksabstimmung) rechnen haben,
Parlament eın (jesetz über den Schwangerschaftsabbruch Wenn die nötıge Unterschrittenzahl (zureıt 000)
unterbreiten. Der zunächst zuständıge Chef des Eidgenös- den Entscheid der Räte zustande kommen sollte.
sischen Justiz- und Polizeidepartements (EJPD), Bundes- Der Entscheid des Bundesrates hatte ıne längere Vor-
rat Furgler (Christlichsoziale Volkspartei C VP), glaubt geschichte. Schon ın den 320er Jahren wurde darüber dıs-
diese Lösung 1m Gewissen auch Nn der möglichen Wır- kutiert, allerdings ohne Folgen. ıne Dezember 1971
kungen und rechtslogischen Konsequenzen nıcht erant- eingereichte (Verfassungs-)Initiative verlangte, daß S
wOorten können, weıgerte sıch, S$1e VOTLT Parlament und Schwangerschaftsabbruchs keine Strate verhängt werden

dürte Der Bundesrat hat eschlossen, 1in der Bundesver-olk vertreten, und bat den Gesamtbundesrat, dieses
Geschäft ausnahmsweise eiınem anderen Kollegen über- sammlung (Parlament) beantragen, olk und Ständen
tragen. Der Gesamtbundesrat war loyal und großzügig die Verwerfung des Volksbegehrens ohne Gegenentwurf
CNUß, diesen Gewissensentscheid respektieren und das empfehlen und 1n einem Verfassungsartikel
Geschäft dem derzeitigen Bundespräsidenten Brugger die Frage 1M obengenannten Sınn 1n einem (‚eset7z
übertragen. regeln. Damıt hat sıch der Bundesrat für die mittlere der

drei Varıianten ausgesprochen, die eine E JPD ein-
Expertenkommission ausgearbeitet natte. Als

Bundesrat für erweiterte weıitere Varıianten standen einerseits die einfache Indika-
Indikationenregelung tionenregelung, andererseits die Fristenregelung nach be-

kanntem Muster ur Diskussion. Unter den Experten hiel-
Es 1st bezeichnend schweizerisch und entspricht der Kol- ten siıch die Befürworter der Indiıkationslösung und der
legialverfassung des Schweizerischen Bundesrats, daß eine Fristenlösung die Waage. Das E JPD, der Spiıtze Bundes-
Demuission VO  >3 Bundesrat Furgler weder angedroht noch rat Furgler (aus St Gallen), hatte sıch für dıe ‚einfache‘
verlangt wurde, sondern da{fß INa ohne große Diskussion Indikationslösung ausgesprochen.
weder 1 Bundesrat noch 11N olk die skizzierte Lösung
tand und akzeptierte. Sıe 1Sst eın seltener, aber doch nıcht Nach der VON der Mehrheit des Bundesrates empfoh-
einmalıger Vorgang (wıe bei der Abstimmung über lenen Indikationslösung miıt Einbezug der sozialen Indı-
das Jesuiten- und Klosterverbot, auch NLer katıon oll der Schwangerschaftsabbruch estratlos leiben:
anderen Umständen, da Bundesrat V  > MooSs,; der als AUS medizinıschen Gründen (wenn Leben oder Gesund-
Nationalrat die Eingabe selbst gemacht hatte und selber heit der Schwangeren ernstlich 1n Getahr ISt);
Katholik ISt und eshalb nıcht 1in eigener Sache als Bundes- bei einer aufgezwungenen Schwangerschaft (Vergewal-
rat handeln wollte). Es ist übrigens eine mehr als hundert- ıgung);
Jährige, sehr bewährte Praxis, daß, WenNnn eın (‚Jesetz oder WeNnNn vorauszusehen iSt, daß das Kind geistig oder kör-
eine Verfassungsänderung VOom Parlament oder olk VOI- perlich schwer geschädigt seıin würde:
worftfen wır  d, weder der zuständige Bundesrat (Mınister) AUuUS sozialen Gründen, h wenn vorausszusehen at:
noch der Gesamtbundesrat deswegen zurückzutreten hat. daß die Schwangerschaft InNıt hoher Wahrscheinlichkeit
Diese Übung sichert eine große persönliche Freiheit des Zu einer schweren, durch die ZUuUr Verfügung stehenden
Standpunktes, ohne gleich ıne Minıiıster- oder gar Regie- Mittel nıcht abwendbaren sozialen Notlage der Schwan-
rungskrise heraufzubeschwören. ühren würde.
Der Entscheid der Mehrkheit des Gesamtbundesrates Zur

erweıterten Indikationenregelung miıt Einbezug der SOZ124 - In der Bevölkerung scheint die Gesetzesinitiatıve des Bun-
len Indikatıion schafft nıcht Gesetz, sondern NUur einen desrates keinen allzugroßen Anklang gefunden haben
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Nach einer 1m Auftrag der „Weltwoche“ 1m Junı 1974 würdıg 1St Auch die Diskussion über die Stellungnahme
durchgeführten Repräsentativumfrage be; der Bevölkerung konfessioneller Krankenhäuser, Ärzte un Schwestern,

die anders denken, SOW1e der Krankenkassen 1st nochüber 18 Jahren befürworteten 1Ur Z 0/9 die VO' Bundes-
rat vorgesehene erweıterte Indikationenregelung kaum begonnen worden. 1el wenıg wiıird auch bedacht,
Einschlufß der soz1ialen Indıikatıion. Die Anhänger der welchem ruck VO  — seıten der Umgebung, besonders aber
Fristenregelung bilden WAar laut dieser Umfrage nıcht die des Kındesvaters, die Schwangere ausgesetzt ISt, zumal
Mehrkheıit, aber doch ıne starke Minderheit. 0/9 der WEn der siıch begrüßenswerte Ausbau des Unehelichen-
Befragten sprachen sıch für die Fristenregelung Aaus, 9 0/9 rechtes dem Kindesvater (und seiner Famılie!) große
wollten den Schwangerschaftsabbruch generell ohne die Lasten auferlegt. Gegner der Fristenregelung machen sıch
Berücksichtigung einer Frist freigeben. Insgesamt SP. ıhrerseits wen1g Gedanken darüber, Wanl denn eigent-
chen sıch außer 0/9 für die befristete oder gaIil stratrecht- ıch eın Rechtssubjekt beginnt; arüber wird über-
ıche Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs Aus Im übr1- haupt weder VO  3 der einen noch VO  3 der anderen Seıite
SCNS bestätigte diese Schweizer Umfrage einen auch diskutiert. Biblisch oder dogmatisch 1St dies gewi1ß nıcht

festzulegen, wen1g w1€e der Zeitpunkt des „Todes“anderswo festgestellten TIrend, da die Frauen hinsichtlich
der „Liberalisierung“ des Abtreibungsstrafrechts eher Beides ware Sache eıner vertieften und breıit an geNOMME-

NCN Philosophie. Von dieser sind WIr aber weıt entternt.zogern als Männer. Nur 27 0/9 der Frauen erklärten sıch
ZUguUNSIEN der Fristenregelung, 35 9/0 erklärten sıch MIt
der gegenwärtıigen Gesetzgebung einverstanden, dem- Der Bundesrat scheute sıch 1n seiner Mehrkheıt, für die
gegenüber plädierten NUr 24 9/9 der Manner jede Fristenregelung einzutreten, nıcht NUur Nn der ethisch
Reform Die soziale Indikatıion befürworteten Männer schwerwiegenden rage der Kindestötung, sondern
(22 0/9) und Frauen (20 0/9) tast gleich stark. auch N der rechtslogischen Konsequenzen. Wenn
Man mu{fß aber zugeben, daß sich der Bundesrat die Ant- menschliches Leben be1i seınem Beginn nıcht mehr rechtlich
WO weder Juristisch noch menschlich leicht gemacht hat geschützt wiırd, MIt welchen Gründen soll INa  —$ die Tötung
In eıner selben Tag veröffentlichten Mitteilung der Bun- verlöschenden oder schwer geschädıigten oder menschlich
deskanzle: heifßt C6° „Mıt Rücksicht auf die besondere funktionsunfähigen Lebens, eLwa2 VO'  3 geist1g unheilbar
ethische Natur der Probleme, die sıch 1n diesem Zusam- Kranken, Verkrüppelten USW. ablehnen un gesetzlich
menhang tellen, hat der (Gesamt-)Bundesrat den Vor- ahnden?
steher des E JPD, Bundesrat Furgler, VO  Z der Vertretung
dieses Geschäftes 1n der Bundesversammlung entlastet. Er
1ef sıch dabei VO  . der Überlegung leiten, da{ß das Kolle- Bei der sogenannten S Vernehmiassung“ (rechtlich aller-
gialsystem dort, eın Bundesratsmitglied AUS welt- dıngs unverbindlichen Stellungnahme) VO  - Kantonen un
anschaulichen Gründen sıch außerstande sieht, eınen Ent- Verbänden hat sıch gezeigt, daß sıch bei den Kantonen
scheid des Kollegiums 1mM Parlament un 1n der Oftentlich- Befürworter und Gegner ungefähr die Waage halten, oft

mi1ıt fragwürdiıgen, nıcht durchgedachten Argumenten. Be1ikeit verfechten, kollegiumsınterne Lösungen anbieten
kann und muß, WEeNnNn nıcht ZUr dogmatischen Erstar- den Verbänden oder vielmehr Verbandsvorständen (eine
rung führen soll Wo sıch, wıe hıer, Ecrhik und Politik 1n Befragung der Mitglieder wurde kaum Je durchgeführt)
klassıscher Weıse überschneiden, verdiene die Achtung VOT überwiegt die Zahl der Befürworter der Fristenregelung,
der persönlichen Überzeugung auch dann den Vorrang, auffallendsten be1 den Frauenverbänden, außer den
WENNn das Kollegialsystem für solche außerst seltene katholischen; die Verbände der Ärzte sind fast.durchwegs
Konfliktsfälle institutionell nıchts vorgekehrt habe dagegen. ber auch bei den Verbänden 1St völlig ungewiß,

Ww1e die Mitgliedschaft eingestellt 1St. un w 1€e S$1e allenfalls
in einer Volksabstimung reagjıeren wuürde. Im Juli dieses
Jahres hat 102 der Vorstand des Schweizerischen (ur-enIig : Argumente sprünglıch sozialistischen) Gewerkschaftsbundes für die
Fristenregelung Stellung IM!  9 obschon 1er ıne

Neue Argumente für oder eınen der vorliegenden
Entwürte sınd kaum vorgebracht worden. Immerhin iSt klare Kompetenzüberschreitung vorliegt und beım besten

Willen nıcht einzusehen 1St, ıinwiefern die rage des
interessant, worauft die einzelnen Gruppen den Akr7zent
legen. Dıie Betürworter der Fristenregelung Jegen VOTL Schwangerschaftsabbruches den Aufgaben einer Ge-

werkschaft gehört.allem Wert auf die Mündigkeıt und Gleichberechtigung
der Frau; s$1e bedenken aber nıcht, da{fß nıcht 1Ur die Frau,

Es wird in allen Ländern noch erheblicher denkerischersondern auch das werdende ınd entscheidende Rechte
haben könnte. Außerdem veErma$s nıemand sehen, Anstrengungen cQhristlicher Kreise bedürfen, WEeNn nıcht

gerade die Dreimonatsfrist entscheidend seın oll bloß alte und ZU Teıl recht fragwürdiıge und durch die
Für S1€e spricht die FEinfachheit des Verfahrens un die nNneuUuUeEe Entwicklung der Wissenschaft und der Technik

überholte Argumente wiederholt, sondern überzeugendescheinbare Juristische Genauigkeit der (Grenze obschon
gerade diese Grenze medizınısch W1e Juristisch höchst frag- Gründe vorgebracht werden sollen. Jakob David


